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Vorlage
far die Sitzung
der staatlichen Deputation
fur Soziales, Jugend und Integration
am 15.02.2018

»Beratungsangebote flur Opfer sexueller Gewalt angemessen ausstatten®
(Antrag der Fraktion der CDU vom 24.01.2017, Drs. 19/916)

A. Problem

Mit Beschluss durch den Senat vom 21.02.2017 wurde der Antrag ,Beratungsangebote fur
Opfer sexueller Gewalt angemessen ausstatten” an die Senatorin fir Soziales, Jugend,
Frauen, Integration und Sport tberwiesen und zur Beratung und Berichterstattung an die
staatliche Deputation fur Soziales, Jugend und Integration bis zum 31.12.2017 aufgefordert.

~Antrag der Fraktion der CDU vom 24.01.2017, Drs. 19/916
Beratungsangebote fur Opfer sexueller Gewalt angemessen ausstatten

Die erschreckende Zahl von 11.808 angezeigten Fallen sexuellen Missbrauchs an Kindern
im Jahr 2015 in ganz Deutschland zeigt, dass sexuelle Gewalt ein gesamtgesellschaftliches
Problem ist. Dabei ist unbestritten, dass ein Grof3teil der Tater aus der eigenen Familie be-
ziehungsweise aus dem familiennahen Umfeld stammt. Sexuelle Gewalt aus diesen Krei-
sen erzeugt bei den Betroffenen ein Uberwaltigendes Geflihl des Ausgeliefertseins und der
Hilflosigkeit, da Vertrauensverhaltnisse schamlos ausgenutzt und missbraucht werden. Das
hat besonders negative Folgen auf das gesellschaftliche Leben der Betroffenen, die sich oft
erst nach Jahren und Jahrzehnten auswirken. Umso wichtiger sind deshalb Beratungsan-
gebote fur Madchen und Jungen, die Opfer sexueller Gewalt geworden sind. Im Sinne des
Subsidiaritatsprinzips sind diese als freiwillige Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe von
Landern und Kommunen vorzuhalten. Leider sind diese Beratungsangebote durch den rot-
grinen Senat in Bremen seit Jahren unterfinanziert und die Mitarbeiter sind oft gezwungen
einen Teil ihrer wertvollen Arbeitszeit in die Akquise von Finanzmittel zu investieren.

Mit dem Thema sexuelle Gewalt gegen Kinder und Jugendliche beschéftigte sich
2010/2011 auch der Runde Tisch ,Sexueller Kindesmissbrauch in Abhangigkeits- und
Machtverhéltnissen in privaten und 6ffentlichen Einrichtungen und im familidren Bereich®
auf Bundesebene. Dieser Runde Tisch machte verschiedene Vorschlage, wie Kindern und
Jugendlichen, die seit 1949 von sexueller Gewalt betroffen waren besser und gezielter ge-
holfen werden kann. Viele von ihnen leiden bis heute an den Langzeitfolgen dieser Gewalt.
Der Bremer Senat hat sich allerdings bis heute nicht an der Verbesserung dieses Hilfesys-
tems beteiligt und entzieht sich damit seiner Verantwortung gegentber den Betroffenen. Zu
den Leistungen, die unter bestimmten Bedingungen gewahrt werden kénnen, gehdren unter
anderem psychotherapeutische Hilfen, Kosten der individuellen Aufarbeitung des Miss-



brauchs, Unterstitzung bei Weiterbildungs- und Qualifikationsmalf3-nahmen sowie sonstige
Unterstitzung in besonderen Hartefallen. Insgesamt stehend da-fir im Rahmen des Fonds
58,64 Millionen Euro zur Verfliigung, die den Betroffenen in Form von Sachleistungen bis zu
10.000 Euro ausgezahlt werden kénnen. Zusatzlich sind im institutionellen Bereich ergan-
zende Hilfeleistungen vorgesehen. Auch hier hat sich das Land Bremen im Gegensatz zu
anderen Bundeslandern weder am Fonds, noch an den ergéanzenden Hilfeleistungen im
institutionellen Bereich beteiligt.

Der Bremer Senat ist vor diesem Hintergrund aufgefordert, anstatt neue und systemfremde
Rechtsanspriiche in der Kinder- und Jugendhilfe auf Bundesebene einzufordern, in Bremen
fur eine angemessene finanzielle Ausstattung der Beratungseinrichtungen fur Opfer sexuel-
ler Gewalt zu sorgen und Verpflichtungen gegeniber Bund und anderen Bundeslandern
nachzukommen.

Die Burgerschaft (Landtag) mdge beschliel3en:
Die Burgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf:

1. die Beratungsangebote fur Kinder und Jugendliche, die Opfer sexueller Gewalt gewor-
den sind in der Stadtgemeinde Bremen finanziell angemessen auszustatten und sich beim
Magistrat der Seestadt Bremerhaven daflr einzusetzen, dass Betroffene dort ebenfalls aus-
reichend beraten und betreut werden kdnnen,

2. seinen finanziellen Beitrag zum Fonds ,Sexueller Missbrauch im familiaren Bereich* zu
leisten und der Bremischen Birgerschaft (Landtag) dafur bis zum 31.12.2017 einen Finan-
zierungsvorschlag vorzulegen,

3. die ergénzenden Hilfesysteme im institutionellen Bereich bis zum 31.12.2017 zu unter-
stutzen und eine entsprechende Kooperation einzugehen,

4. der zustandigen Deputation fir Soziales, Jugend, Integration und Frauen bis zum
31.12.2017 Uber die Umsetzung dieser Mal3hahmen zu berichten.”

B. L6sung
Der Deputation wird folgender Bericht vorgelegt:
Zu 1.

Im beschlossenen stadtischen Haushalt 2018/2019 erhalten in der Stadtgemeinde Bremen die
vier Beratungsstellen Bremer JungenBiro, Deutscher Kinderschutzbund e.V., Schattenriss e.V.
und das Madchenhaus Bremen e.V. Zuwendungen in einer Gesamthéhe von 829.000 € aus
den Haushaltsstellen “Zuschiisse an freie Trager fur den Kinderschutz" sowie ,Elternunterstut-
zungsprogramme fur Migranten“. Die Hohe der Gesamtzuwendungssumme beinhaltet eine
Steigerung von 3%.

Die Beratungsstellen sind in unterschiedlichem Umfang spezifisch mit Fallen sexueller Gewalt
bei Minderjahrigen bzw. jungen Menschen befasst. Eine Weitervermittlung von Klient*innen zu
den spezifischen Angeboten von Schattenriss flir Madchen sowie dem Bremer Jungenbiro fir
Jungen wird fallbezogen untereinander vorgenommen.

In der folgenden Tabelle werden die Prozentzahlen der Klientinnen und Klienten, die Beratun-
gen zum Schwerpunktthema sexuelle Gewalt in Anspruch nahmen, dargestellt. Es wird darauf
hingewiesen, dass in den jeweiligen Beratungskontexten h&ufig multikomplexe Problemlagen
sichtbar werden, die im Sinne der jahrlichen statistischen Erhebung von den Beratungszentren



entsprechend nach Vorrangigkeit beurteilt werden. Die statistische Grundlage ist hier die Anzahl
der Klientinnen und Klienten, die mehr- bis vielfache Beratungstermine in Anspruch nehmen.

Tabelle 1: Klient*innen mit Schwerpunktthema sexuelle Gewalt (exklusive Online-Beratung) in %

Schattenriss | Bremer Deutscher Madchenhaus
Jungenbiro Kinderschutzbund
2016 | 100% 41% 23% 8%

In der Stadt Bremerhaven erhdlt die Initiative Jugendhilfe Bremerhaven fur differenzierte Bera-
tungsangebote eine Fdrderung in Hohe von ca.154.000 €, Die Steigerung zu dem Vorjahr be-
trug ca. 4,5 %.

Tabelle 1: Klient*innen mit Schwerpunktthema sexuelle Gewalt

Initiative Madchentelefon Jungentelefon
Jugendhilfe

2016 41% 20%

Zu 2.

Das Land Bremen halt weiterhin an der Entscheidung fest, nicht in den Fond ,Sexueller Miss-
brauch im familiaren Bereich” einzuzahlen. Insgesamt haben sich 3 von 16 Landern flr einen
finanziellen Beitrag entschieden, die finanzielle Hauptlast wird vom Bund getragen. Nach aktu-
ellem Erkenntnisstand ist der Fonds im Vergleich zum Antragsvolumen auskémmlich.

Zu 3.

Am 21. Marz 2017 befasste sich der Senat mit dem Beitritt des Landes Bremen zum Erganzen-
den Hilfesystem fir den institutionellen Bereich und fasste die folgenden Beschlisse, die der
Bremischen Biirgerschaft zugeleitet wurden:

1. Der Senat stimmt der Beteiligung des Landes Bremen bei der Gewahrung von Hilfeleistun-
gen fir Betroffene sexuellen Missbrauchs aus dem Erganzenden Hilfesystem (EHS) fur den
institutionellen Bereich zu.

2. Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport wird ermachtigt, der Ver-
einbarung zur Umsetzung der Empfehlungen des Runden Tisches Sexueller Kindesmiss-
brauch zum Erganzenden Hilfesystem flr den institutionellen Bereich fir das Land Bremen
beizutreten.

3. Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport wird beauftragt dem Land
Bremen zugordnete Antrédge entgegen zu nehmen, den betroffenen Ressorts zur Prifung
vorzulegen und mdogliche Geldleistungen fur den Antragsteller / die Antragstellerin zur er-
bringen. Der zu leistende Geldbetrag ist von dem betroffenen Ressort an die Senatorin fur
Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport zu erstatten.

4. Der Senat stimmt zu, dass moglichen Betroffenen aus Bremen eine Antragsstellung bis zum
31.12.2017 erm@glicht wird, um den Zugang zu Hilfeleistungen zu erleichtern.

Bisher hat kein Antrag eines Betroffenen aus Bremen die Senatorin fir Soziales, Jugend, Frau-
en, Integration und Sport erreicht. Ein Antrag ist jedoch fiir das erste Quartal 2018 angekindigt.



C. Alternativen

Werden nicht empfohlen.

D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender Prifung

Die Beratungsangebote richten sich an beide Geschlechter, allerdings sind M&dchen und Frau-
en statistisch starker von sexualisierter Gewalt betroffen, sodass diese die vorgehaltenen Bera-
tungsangebote starker in Anspruch nehmen.

E. Beteiligung / Abstimmung

Abstimmung mit dem Magistrat Bremerhaven ist erfolgt.

F. Beschlussvorschlag

Die staatliche Deputation fir Soziales, Jugend und Integration nimmt den Bericht zum Antrag
der Fraktion der CDU vom 24.01.2017 ,Beratungsangebote flir Opfer sexueller Gewalt ange-
messen ausstatten” zur Kenntnis.



	Vorlage für die Sitzung  der staatlichen Deputation  für Soziales, Jugend und Integration am 15.02.2018
	A. Problem
	B. Lösung
	C. Alternativen
	D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender Prüfung
	E. Beteiligung / Abstimmung
	F. Beschlussvorschlag


